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Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 12° Senat des Bundessozialgerichts hat am

29° Januar 1981 ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannte '

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 1b° September 1979

aufgehoben°

Die Berufung devalägers gegen das Urteil des Sozial-

gerichts Berlin vom 20° November 1978 wird zurück-

gewiesen°

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten

nicht zu erstatten°
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G r ü n d e 3

Zwischen den Beteiligten ist streitig, Ob der Kläger be—

rechtigt ist? für die Zeit von Januar 1950 bis Dezember 1955

Beiträge nach 5 103 Abs 2 des Gesetzes zur Regelung der

Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der

Sozialversicherung (wcsvc) und für die Zeit von Januar 1956

bis Dezember1938Beiträge na€n Art 2 % 99a Abs 2 ües
Angestelltenversicherung5mNéufegelungsgesetzes (AHVNG) in

der für das Jahr 1976 geltenden Beitragsklasse 700 nach-

zuentrichten°

Der Kläger beantragte bei der Beklagten die Nachentrichtung

nach Art 2 @ ü9a Abs 2 AnVNG am 250 August 1973 und die

Nachentrichtung nach 5 10a Abs 2 WGSVGam 190 August 1975.

Mit Schreiben vom 280 August 1975 konkretisierte er sein

Nachentrichtungsbegehren füT den streitigen Zeitraum dahin,
daß er ihn insgesamt mit 108 Monatsbeiträgen der Klasse 700

zu je 126‚®_ DM belegen wolleo Mit Bescheid vom 12° Januar 1976

gestattete die Beklagte die Nachentrichtung nur in der

Klasse 600 zu je 108‚mi DM und begründete dies in dem Wider-

spruchsbescheid vom 100 Mai 1976 damit, daß es für die
Feststellung, in welcher Beitragsklasse Beiträge nach den

Sondervorschriften des Art 2 @h9a AnVNGund des 5 10 WGSVG
nachentrichtet werden können, an das Jahr der Antrag—
stellung ankomme° Die BeiträgSklasse 700 sei aber am

31, Dezember 1972 weggefallen und erst im Jahre 1976 wieder

eingeführt werden° Die Klage bl■ub erfolglos (Urteil

des Sozialgerichts mSGe Berlin vom 20° November 1978)°

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht

(LSG) Berlin das Urteil des SG aufgehoben und die Be-:
klagte unter Abänderung ihrer Bescheide verurteilt, dem

Kläger die Nachentrichtung der Beiträge für die streitige

Zeit in Höhevon monatlich 126‚mwDMzu gestatten (Urteil
vom 1ü° September 1979)0 Zur Begründung hat das LSG ua

ausgeführt, für die Nachentrichtung von Beiträgen nach

5 10a Abs 2 WGSVGund Art 2 @ü9a Abs 2 AnVNGsei @1h1
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Abs 3 des Angestelltenversicherungsgesétzes (AVG) anzu—
wenden, so daß die Beiträge nach den im Zeitpunkt der

Zahlung geltenden Sätzen und Beitragsklassen zu entrichten

gewesen seieno Daß @ 1A1 Abs 3 AVG anwendbar sei, folge

für 5 10a Abs 2 WGSVG schon aus dem Abs 4 dieser Vorschrift,

der über 5 10 Abs 2 Satz 2 WGSVG auf 5 8 Abs 2 Satz 3 WGSVG

verweise, der den 5 141 Abs 3 AVG für entsprechend anwend-

bar erkläre° Daß dies auch für Art 2 5 49a AnVNG gelte,

könne nicht zweifelhaft sein° Es komme deshalb nicht auf

den Zeitpunkt der Antragstellung ano Die Ausschlußfristen

der beiden Vorschriften bezögen sich nur auf die Antrag-

stellung, nicht aber auf die Nachentrichtung der Beiträge

selbst‚

Mit der - vom LSG zugelassenen « Revision vertritt die

Beklagte die Auffassung, im Gegensatz zu den unbefristeten

Nachentrichtungen, bei denen die tatsächliche Beitrags—

nachentrichtung maßgebend sei, komme es bei der außer-

ordentlichen Nachentrichtung nach Art 2 5 49a AnVNG

und 5 10a Abs 2 WGSVGnach dem Erlöschen des Antrags—

rechts am 319 Dezember 1975 nicht mehr auf den Zeitpunkt

der Beitragsentrichtung ano Für die Wahl seien daher die

im Jahre 1975 gültigen bzw die im Jahr der Antrag»

stellung zulässigen Beitragsklassen zu verwenden°

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des

SG zurückzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(@ 12h Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes =SGG°)„
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II

Die Revision der Beklagten ist begründet°

Der Kläger ist nicht berechtigt, für die Jahre 1950 bis

1958 Beiträge in der Klasse 700 nachzuentrichten° Die

Beklagte hat zu Recht die Nachentrichtung für diese Jahre

nur in der vom 1° Januar 1973 bis 31° Dezember 1975

geltenden Höchstklasse 600 gestattet°

Die erst ab 1, Januar 1976 wieder eingeführte Beitrags-

klasse 700 kann für Nachentrichtungsberechtigungen nach

Art 2 5 49a AnVNGund 5 10a WGSVGnicht in Anspruch gew
nommen werden° Das folgt schon aus der Rechtsnatur dieses

außerordentlichen Nachentrichtungsrechts, das zur Entstehung

der Antragstellung bedurfte (vgl BSGE 50, 16)° Wenn aber

das Nachentrichtungsrecht erst durch einen entsprechenden

Antrag zur Entstehung gebracht wurde und wenn dieser

Antrag wirksam nur bis zum 310 Dezember 1975 (Stichtag)

gestellt werden konnte, so mußten auch die übrigen Ent-

stehungsvoraussetzungen für das Nachentrichtungsrecht -

so wie sie bis zum Stichtag rechtlich festgelegt waren «
spätestens bis dahin erfüllt sein (vgl Urteile des Senats

vom 220 Februar 1980, 12 RK 51/78 und 25/79), Nur bei Er-
füllung dieser Voraussetzungen konnte also das Nachent-

richtungsrecht dem Grunde nach entsteheno Demgegenüber

mußten zwar die zur näheren Konkretisierung des Nachent-

richtungsrechts erforderlichen Erklärungen, insbesondere

die Erklärungen des Antragstellers über die Wahl der Bei-

tragsklasse, nicht ebenfalls bis zu dem genannten Stichtag

abgegeben sein; auch spätere Erklärungen konnten jedoch

nur unter Beachtung derjenigen Vorschriften abgegeben'

werden, die im Antragsäahr oder jedenfalls bis zu dem ge-
nannten Stichtag in Kraft waren° Anderenfalls hätten

Antragsteller, die ihren Antrag nicht bis zu dem Stichtag

konkretisiert hatten, die fehlende Konkretisierung nicht

nur bis zum Abschluß des durch den Antrag eingeleiteten

Verwaltungsverfahreninachholen können, eine Befugnis, die

ihnen nicht genommen werden durfte, wenn sie die Möglich-
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keit haben sollten, ihre Konkretisierungsentscheidung nach

ausreichender Information vor allem durch den Versiche—

rungsträger abzugeben; sie hätten sich darüber hinaus mit

der nachträglichen Konkretisierung auch Vorteile hinsicht-

lich des rechtlich zulässigen Umfangs der Beitragsnachent-

richtung (zB durch Wahl einer höheren Beitragsklasse als

bis zum Jahre 1975 vorgesehen) verschaffen können, was

weder rechtlich noch sozialpolitisch zu rechtfertigen wäre.

Der Grundsatz der Gleichbehandlung mit denjenigen Antrag-

stellern, die bis zum Stichtag einen konkretisierten An-

trag gestellt hatten, läßt es vielmehr erforderlich er-

scheinen, daß auch bei einer erst nachträglichen Konkreti-

sierung des Antrags der rechtliche Rahmen eingehalten wird,

der im Antragsjahr oder jedenfalls bei Ablauf der gesetz-

lichen Antragsfrist gegeben war, daß also auch bei späterer.

Konkretisierung höchstens eine Beitragsklasse gewählt

werden konnte, die bei einer Konkretisierung bis Ende 1975

zur Verfügung gestanden hatte (vgl Urteil des Senats vom

25. September 1980, 12 RK 69/79). Das war aber für die
‘Nachentrichtung von Beiträgen für die hier in Frage stehen- '

den Jahre (bis 1958) höchstens die Beitragsklasse 600.

Eine Möglichkeit, später geschaffene Beitragsklassen zu

wählen, ergibt sich auch nicht aus 5 141 Abs 3AVG. Zwar
ist diese Vorschrift durch die Verweisungskette der

55 10a Abs 4, 10 Abs 2 Satz 2, 8 Abs 2 Satz 3 WGSVGim
Rahmen des 5 10a WGSVG entsprechend anzuwenden. Die ent-

sprechende Anwendung einer Bezugsvorschrift findet aber

ihre Begrenzung in der Zweckbestimmung der Vorschrift,

für die sie gelten soll. Die ca Bezugsvorschrift des 5 8

Abs 2 Satz 3 WGSVG stammt noch aus der Zeit vor der

Änderung des 5 10 Abs 1 WGSVG(Einfügung des Satzes &)

und Einfügung des @ 10a WGSVGdurch das 18. Rentenan—
passungsgesetz vom 28. April 1975, also aus einer Zeit,

in der die Nachentrichtung nach 5 10 WGSVGnoch unbe-
fristet möglich war. Bei dieser unbefristeten und daher

von einem fristgerechten Antrag (als materiell-rechtlicher

Voraussetzung für ihre Entstehung) unabhängigen Nachent-
richtungsberechtigung war es erforderlich, die Klassen-

wahl an nachträgliche beitragsrechtliche Änderungen zu
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_ 6 _.„

binden, wie dies auchbei der zeitlich nachhinkendehEnt-
richtung nach 5 141 Abs 2 AVG vorgeschrieben ist. Seinem ‘

Grundgedanken nach ist 5 141 Abs 3 AVG mit dem ab 4. Mai

1975 mit der Ausschlußfrist versehenen @ 10a WGSVG nur in-

soweit vereinbar und "entsprechend" anwendbar, als etwaige

nachträgliche Änderungen der Beitragsklassen dann zu be-

rücksichtigen sind, wenn sie noch während der am
‘

31. Dezember 1975 abgelaufenen Antragsfrist eingetreten

sind. Im übrigen erfaßt @ 141 Abs 3 AVG nach Wortlaut und

Entstehungsgeschichte nur Fälle, in denen sich die Bei—

tragsklassen zugleich mit und wegen einer Änderung des

Beitragssatzes ändern, nicht dagegen Fälle, in denen die

Klassen - wie beim Jahreswechsel 1975/76 geschehen - ohne

eine Änderung des Beitragssatzes geändert werden. In den

letztgenannten Fällen steht mithin @ 141 Abs 3 AVG in der

vom Senat vertretenen Auslegung - keine Anwendung bei Än-

derung der Beitragsklassen ohne Änderung des Beitrags-

satzes — einer Entrichtung von Beiträgen in den alten

Beitragsklassen (hier: des„dahres 1975) nicht im Wege. Für

das Nachentrichtungsrecht nach Art 2.5 49a Abs 2 AnVNG hat

dies der Senat bereits entschieden (Urteil vom

23. September 1980 - 12 RK 69/79 -)° Für 5 10a wcsvc kann
nichts anderes gelten.

Sonach muß das Urteil des LSG aufgehoben werden. Die Be—
rufung des Klägers gegen das zu Recht ergangene Urteil

des SG ist zurückzuweisen°
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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